
Manfred Messerschmidt 
Die deutsche Rechtsgeschichte unter 
dem Einfluß des Hiderregimes 

Eine methodische Vorbemerkung ist angebracht : Es ist nicht möglich. ein zurei­

chendes Bild vom Verhältnis zwischen Wissenschaft und Nationalsozialismus durch 

die Betrachtung einzelner Disziplinen und ihrer Gcschichte zwischen 1933 und 1945 
zu gewinnen. Im historisch-politischen Prozeß, der zur Herrschaft des Nationalso­
"lialismus gefiihrr hat, spielten neben anderen Wissenschaftsbereicheo historische 

und rechtSwissenschafdiche Disziplinen eine zwar nicht exakt zu definierende, aber 

doch miTWirkende Rolle. Die meisten Elemente des NS-Gesch.ichtS- und Rechcs­

denkens - Kritik am Parlamentarismus, Verarbeitung der Niederlage von T91 S, 

Einstellung zur Republik, um nur wenige wichtige Komplexe herauszugreifen. 
waren nicht originär nationalsozialistisch, sondern vorgedacht, vorentwickelt, über­

tragbar. Während des ErSten Weltkrieges sind gerade von Vertretern der histori­

schen Disziplinen. von Philosophen und Literaten. die nach ihrer Meinung lypi­

schen Charakteristika des .. deutschen Geistes" in Abgrenzung von der politischen 

Kultu( Wesceuropas herausgestellt worden . Viel ist hiervon in das Konglomerat 

n3Iionalsozia\istis<::her WeJcanschauungsinhalte hinübergegangen. I 

Wenn daher eine methodis<::he Prämisse dieser Ausführungen in der Vorgegebenheit 
liegt, daß der Nationalsozialismus kein aliud in Beziehung zum deutschen histo­

risch-politis<::hen Denken darstellte, sondern eine seiner möglichen Erscheinungs­
formen im Zeitalter der industriellen Masscngesellschaft, so folgt hieraus als metho­

disches Korrelat, daß RechTsgeschichte, Sr..aats- und Verfassungsrecht von dieser 
Prämisse mir umfaßt sind, ebenso wie Philosophie. politische Geschichte, Poli­

tikverständnis. GermanisTik und zahlreiche andere Felder wissens<::hafdicher Refle­

xion über Geschichte, Kulrur, Sprache, Na(ion, Er.t.iehung und Politik, Frieden und 

Krieg. 

Die deutSche Rechtswissenschaft bot darüber hinaus noch besondere Voraussetzun­

gen für eine problemlose Einstellung auf den NS-Staat und seinen Wissenschaftsbe­

trieb. Hier ist auf ihr problematisches Verhältnis zum Weimarer Staat. auf die im 

StaatS- und Verfassungsrecht s<::hon lii.ngst betriebene Abkehr vom Parlamentaris­
mus als der typischen "Staatsform der bürgedi<::h-liberalen Kultur des [9 . Jahrhun­

derts«z hinzuweisen. Eine betonte Kritik »liberaler St:aatsfremdheita oder die Cha­

rakterisierung der Weimarer Verfassung als eines grundsätzlich und bedingungslos 

, Zulel~l die umfassend". Behandlung be, Bcmh,rd vom Brocke : "Wissensch.ft und Miliunsmus . , ,n : 
Wil amown.z n~ch \0 jah"n. O.m1Sudl '9~1, ~. 64r7')f, mll au.sfuhrhc.hen LllefltUrJngab<n; lerner 
Klaus Schwabe: Wis.<eO$Ch,{, und Knegsmor:tl. Oie dculSc.hen Hochschullehrer und die polius<h.n 
Grundfragen des Ersten Welrknege<, Gotllßgen '969 u. Khu5 Böhme (Hr~g.): Aufrurc und Reden 
dcuc.seher Professoren Im Ersten Wc\tkrIeg. StulIg.rt '971 (= Red~ms Unl\'er<.J Bibliothek Nr. ~J7S7). 

i 50 RUdol! Smcntlm seonem '9') veröffen,li.hten Aufurz -Die poli,,,che Gewah Im V.rlalSungs.<tut 
und d .. Problem der $uat<rtfonn<. In, Sta'L<rcch,lichc Abhandlung'·". ßerlin J9H. S. 6S-S& (SI). zue ... , 
on: F .. tg.be der Berliner JunsllSchen F,k"lt., für Wilhdm Kahl. Tübongcn '9lJ. TcilllJ. 
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112 wert neutral und "funktionalistisch gewordenen Legalitätssystems~J belegen die in 
Sraats- und Verfassungslehre kultivierte Suche nach einem »Wertsystem~, durch das 
der demokratisch-parlamentarische Gesetzesstaat abgelöst oder aber durch eine 
jenseits seiner Spielregeln liegende "Legitimität« überhöht werden sollte. Rudolf 
Smend hat hierfür mit seiner Integrationslehre das markanteste Signal gesetzt . Er 
erblickte schon 1928 in der Literatur des Faschismus "die große Fundgrube für 
Untersuchungen in dieser Richtung,,",. 
Für den germanistischen Zweig der Disziplin Rechtsgeschichte schien sich ange­
sichts der Germanomanic führender Narionalsozialisten ein weites Feld aktiver 
Einflußnahme LU öffnen. Es stellt sich daher die Frage, ob es methodisch zulässig 
ist, Rechtsgeschichte, Staats- und Verfassungsrecht .. dem« Nationalsozialismus 
gegenüberzustellen und das Untersuchungsziel auf die Frage zu beschränken, 
wievieIe Vertreter dieser Wissenschaften .. typisch« nationalsozialistisch hervorge­
treten sind oder ob niche vielmehr überwiegend ein eingefahrener Wissenschaftsbe­
Hieb aufrechterhalten worden isc. Zu solchen Erkenntnissen sind bisherige Untersu­
chungen in der Tat gekommen. Erwa DieleT Schwab mit seinem Beitrag »Zum 
Selbseverständnis der hiswrischen Rechrswissenschaft im Dritten Reich"l. Schwab 
kommt nach Durchsicht der Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Germanistische Ab­
teilung, zu dem Ergebnis, die Rechtsgeschichte habe. »wo sie nicht in mehr oder 
minder vagen Programmatiken den deutschen Geist beschwor«, ihre Rationalität 
bewahn .6 Ähnlich hat Theodor Schieder für die hisrorische Wissenschaft insgesamt 
anhand der Historischen Zeitschrift festgestellt, daß in diesem repräsentativsten 
Organ der deutschen Geschichtswissenschaft -die Untersuchungen. die auch heute 
noch der wissenschafdichen Kritik standhalten, überwogen,,7. 
Das Verhältnis von Wissenschaft und Nationalsozialismus iSt offensichclich aber so 
gelagert, daß ihm mit quantirativen Analysen dieser Art nicht beizukommen ist. [m 
Kaiserreich. in der Weimarer Republik und in der NS-Zeit ist die SteUung der 
Wissenschaft auch Ausdruck bildungsbürgerlicher Befindlichkeit gewesen. die sehr 
deutlich in den Komroversen gegen ~ Außenseiter« faßbar ist. Daher ist die Stellung 
der Wissenschaften im NS-Staat cin »Ganzhcirsphänomen «. das durch die Addition 
oder Subtraktion individueller Verhaltensweisen nicht zureichend definiert werden 
kann . 
Die Validität dieser methodischen Voraussetzung ist (ür die staats- und verfassungs­
rechtlichen und -geschichdichen Disziplinen in der kritischen Literatur deutlicher 
sichtbar gemacht worden als für die Rechtsgeschichtc.s 

Ein oberlhchJicher Befund wäre in der Tal dlhingehend zu formulieren, daß sich in 
dem wichtigsten Organ der Disziplin Rechtsgeschichte, der Zeitschrift dcr Savigny­
Stiftung für Rechtsgeschichte. und zwar sowohl in ihrer germanistischen wie 
romanistischen Abteilung, keine bahnbrechende Umorientierung nach 1933 nach­
weisen läßt. Eine nähere Prüfung zeigt allerdings. daß die Schrifdeirung durchaus 
dem Zeitgeist huldigte. Wie die Historische Zeitschrift seit '936 ihre Rubrik 

} earl Schmm In ><Inern Au(mz (19'}) . LegW.a, und Legitim",,", In : Vcrfusungsrcchdiche Aufs ätze 
:tus den Jahren '9'4-'914, ßerlio 191 S, S. ,6 j-HO (u. a. J01). 

4 R. Smend. ,.Vcrf."ung und Verfassungsr.cht". 10 : St.aurechtliche Abhondlungen. S. "9""'76 (141), 
zu."t Müneh.n 1918. 

1 In: KJ ·,11,69, S. S8-70' 
6 Ebd., S. 69· 
7 Thcodor Schleder: Die dcuts ch~ Ge-sch, cht.<wl<Scn,ch.fl Im Sp,egel der Histomchcn Zeotschrift, In: HZ 

(189),1919, S. 1- '04 (70): :;hnlich H .... , Rothfels: Die Gesch,chuwISscn<ch,lt '0 den dreißigcr Jahren, 
In: GClSlt<leben und N""onol,oz,.lismus, hrsg. v. Andre .. Flimer, rubmgen '961, S. 90-107 (10»). 

8 Zu uw:i)men 15t Insbesondere die Zerr,chrift "Krollseh. JUSllZ«, die "eh sen Ende der 60er J.,hre die 
AuJgobe ges .. llt hOl, die Rolle von RechtSw,ssen«h.ft und JmllZ ,n d .. NS,ZclI auhu;u:bellen. 
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»Beiträge zur Geschichte der Judenfrage« vorsah, so publizierte die Zeitschri[c für 
Rechtsgeschichte einschlägige Arbeitcn.9 Einzelne Autoren versäumten nicht, bei 
der Behandlung verschiedener Themen zeitgemäße Ausführungen über Judenfragen 
zu machen. '0 Sind dies lediglich beschämende Zeugnisse der Konformität wic 

Schieder im Falle der HZ konstatiert hat - und damit im Grunde Ausnahmen, oder 
ist mit der Kategorie der Zei!gemißheit eine allgemeiner verbreitete Einstellung zu 

fassen? 
Bei dieser Frage könnte der Einwand der ~Außensteuerung« 11 kommen. In der Tat 
ist ja vorn Erziehungsministerium, von Rosenberg, der SS und von Walter Frank 

versucht worden, die Rechtsgeschichte und die Mediävistik organisatorisch einzu­

fangen und mit geeigneter Personalpolitik politisch auszurichten." Aber das Hin 
und Her um das an die Stelle der ZcmraldirekLion der Monumema Germaniae 

Historica tretende ~Reichsinstitut für ältere deutsche Geschichtskunde" «( . April 
1935) ließ es gar nicht zu einem gezielten Einfluß auf rechtshistorische Arbeiten 
kommen. Parteileuce oder jedenfalls NS-Exponenten stritten gegeneinander, Frank 
gegen Eckardt und bald auch Frank gegen WiJhclm Grau, Leiter der Abteilung für 
Judenfragen in Franks Reichsinstitut. Fr~nks Konzentrationsbestrebungen stellte 
sich nicht nur der um Selbständigkeit bemühte Grau entgegen, sondern es wanderte 
mit dem Plazet von Partei und Ministerium auch das Reichsinseitut für ältere 
deutsche Geschichtskunde nach der Ernennung Edmund Scengels (9. November 
1937) aus seinem Einflußbereich hinaus. Zupackende Zielstrebigkeit einer einheit­

lich geleiteten Wissenschaftspolitik ist in den Kompetenzstreitigkeiten und persönli­
chen Rivalitäten nicht auszumachen. Der Sicherheitsdienst der SS stellte zur Lage 
fest: »Auf dem Gebiet der mittelalterlichen Geschichce fehlt es an einem geschlosse­
nen Einsatz junger Kräfte, die die großen, weltanschaulich wie politisch bedeutsa­
men Probleme des Frühmittelalters und Spätmittelalters wissenschaftlich einwand­

frei bearbeiten könnten" .') In der Siche der SS gehörten zu diesen »weltanschaulich 
und politisch bedeutsamen Problemen « die 5ichtbarmachung der »germanischen 
Erbströme" in den mittelalterlichen Qucllen'\ ein Vorhaben, das auch der ,.,For­
schungs- und Lehrgemeinschaft ,Das Ahnenerbe e. Y.,« zur Stellungnahme unter­
breitet worden ist. Diese Einrichtung der S5, dem Persönlichen Stab RFSS unter­
stellt, hane sich laut Satzung mit »Raum, Geist, Tat und Erbe des nordrassischen 
Indogermanenturns" zu befassen. Seine Gründung hing mit Himmlers Mißtrauen 
gegen die »offizielle Wissenschaft« zusammen'!, war zugleich auch ein Konkurrenz­

institut gegen Rosenberg, der mit Hieler-Erlaß vom 24 .Januar 1934 zum ~Beauf­
trageen des Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschauli­
chen Schulung und Erziehung der NSDAP" ernannt worden war und sogleich ein 
mit diesen Aufgaben betrautes Amt in der Reichsleitung der NSDAP aufbauee. 

9 Gcorge A . lcimng: Jlldeo ,m m,"daherlichen. Bremon und Oldcnbu'!;, In: ZRG, Germ. AbI., 3d. S 8, 
19}5. s. '17-2i4. 

'0 Z. B. Kar! G. Hugclmann : Die R.cl1Imellung d .. Wenden ,m deu',ch.n Millcl.I'er, ,n: ZRG (S8), '9}8, 
S. lI4-zj6 (ll~ ): .. Einnlll spnnl:' ,n die Augen, daß die Regchmg bezüglich dieser ""verwand,en 
Volksgruppe CI"e vollig andere war als d,e b~züglich der artirnndcn Juden.-

" So Scb,edcr, •.•. 0., 5.70. 
Il Dazu ~us lührlich Helmu, Heibcr: W11ter Fnnk und sem R.,chSln sUluI für G."ich.chte d,", neu.n 

DeulSchl.tnds, S,ungor< '966, S. 86, H. 
1 J Hc'nz Bober.ch (Hrsg.): Meldungtn aus dem Rerch . Die gchtlmen L1gebenchte de, Sicherh."sdienStt< 

dtr 55. '9)8-'94\, Bd.l. '938/)9, J.hrcsbencht de< SicherheItshauptamtes '9)8, Hcrrsdung J984. S. 87. 
'4 So lormuliert U1 Clncr vom .Pcrsonlichen S'Jb Re,ehsführer 5S. verhJl,en Schrift aus dem Jahre '937: 

Pion zur . Erschli.ßung des germanlSehtn Erbos •• 0.]., BA NS 19/3'10. 
t S Satwng der Forschung,· und lehrg ern~'n$chaI, .. Das Ahnrncrbe e. V.- vom t.J.nu>r '939, IMT Dok. 

PS-H8. Näher dnu : Josef Ackcrm.nn: He'onch Himmler aJs Ideolog.·. GO(llogcn '970. S.44 Ir. und 
Michael Kater: Das .Ahn<ncrbe" der 55 t9Jl-J9H. E", Bc!tro.g '.ur Kulturpolitik des Drlll<n Re,ches, 
S,uttg.rt 1974. 
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Himmler richtete weitere Institutionen für ideologiegesteuene Forschung ein, etwa 
das »Deutschrechdiche Institut der Universität Bonn«. Obwohl Rosenberg und die 
SS einen antichrisdich inspiriereen Germanenkliit beförderten 16, spitzte sich die 
Konkurrenz zu, wie die Auseinandersetzungen um das geplante ~Reichsinstitut für 
deutsche Vorgeschichte" zeigen 17. Die Universitätswissenschaft und anerkannte 
Institute erhielten in diesem Zusammenhang ein Lehrstück gezielter politischer 

Einflußnahme. Rosenberg hatte schon im Juni '934 ein "Amt Vorgeschichte. ill 
seiner Dienststelle etabliert und damit ein Instrument geschaffen, das auch für 
andere Diniplinen Modellcharakter hätte bekommen können. Mediävistik und 
deutsche Rechtsgeschichte konnten sich hier durchaus als programmatisch interes­
sant betrach ten. 
Das Gesamtbild der seit 1933 in Bewegung geratenden Organisationsstrukturen der 
historischen und juristischen Disziplinen ist nicht zu erfassen ohne die Einbezie­
hung der Universitäten. Aber gerade hier klafft eine Lücke. Gründliche Untersu­
chungen wie die von Uwe Dietrich Adam vorgelegte Arbeit über die Situation all 
der Universitilt Tübingen fehlen weitgehend ,I. Aber nur mit einer detailliereen 
Gesamtübersicht über alle Universitäten wären z.uverlässige Aussagen über Tenden­
zen innerhalb der Disziplinen möglich, die über die bisherigen Ergebnisse hinaus­
führen könnten. Es fehlt überdies an einer gründlichen Untersuchung über die 
Akademie für Deutsches Recht. Diese im Juni 1933 errichtete Akademie wurde im 
Juli 1934 zur öffentlich-rechtlichen Körpersch3fl des Reiches deklariert. Ihr Präsi­
dent, Reichsjustizkommissar Hans Frank, wurde Reichsminister. Sein Ziel war, die 
Akademie zur wissenschaftlichen Zentrale aller juristischen Disziplinen auszu­
bauen. In unserem Rahmen interessiert vor allem die Abteilung für Rechtsfor­
schung. Ihren drei Klassen wurden folgende Aufgaben zugewiesen; '9 

Klasse 1: Geschichte und Grundfragen des Rechts, Klasse II: Recht von Volk und 
Reich, Klasse III: Volksgenössisches Rechrsleben. 
Mit diesem Instrument suchte Frank auch auf die Disziplin Rechtsgeschichte 
maßgebenden EinOuß auszuüben. Gegenüber einer solchen Zenrralinstanz stand der 
einzelne Universitätslehrer im Grunde isoliert und aussichtslos d~, wenn er nicht 
mitmachen wollre. Wenn auch Programm und Wirklichkeit nicht identisch waren, 
so konnte der Einzelne auS den bei der konstituierenden Sitzung der Abteilung für 
Rechtsforschung formuliereen Richtlinien ersehen, was künftig crwareet wurde, 
hieß es hier doch: 

.. Da das Fundament unseres Reiches in dem unzerslorharen Urgrund der von der Schopfung 
dem deutschen Volk milgegebenen Wene liegt, iSI die deutsche Rechlswissenschaft dem 
deutschen Volk, dem Deutschen Reich und der n~lionalsoziaJistischen Bewegung gegenüber 
verpflichte!, das deutsche Rechtsleben allein nach den Gesel2.en unseres deu Ischen Wesens 
aufzuhauen und sich freizumachen von Gewohnhmcn, Methoden und Syslcmcn, die nicht der 
deu!schen Lcbens- und Volksordnung entsprechen.«'" 

Für Staats- und Verfassungsrecht und für die Rechtsgeschichte konnten hieraus 
eindeutige Folgerungen gezogen werden. Frank selbst tat dies für die Rechtsge-

!6 Vgl. Rarmund ßaumgänner: Webnseh.uungskampf JO'> Dnllen Re,ch, MaHn !977, soWIe die schon 
uniib.rschbarc Lller.Jlur zum KirchenbmpL 

!7 Im .inzelnen d~zu Remhl.d Bollmus : 0>-< AmI Rosenbe'1; und seIne Gegner_ Zum M.chtkampf ,m 
lLOlHOII",lso::l.IaIL.HLSc:hen l-:I<:rnc.h~rU,}·'slem , SU...InguI 1?70, S. 16~ U. 

(S Uwe Diemc!. Ad"m: Hochschule und N .llon,lsozl.Jismm. Die Umversltät Tübwg~o Im Dmt.n RClCh, 

Tübmßcn 197i· 
19 Verwlilunpanordnung der Akadcmle für Deu15ches Recht vom L April (9)7, ,no ZAkDR, 4, !9}7, 

S_ 40J. Zum Obmann und Sek ,elar wurden bestellt: KJ .. ,S(· I: Prof. H.ym,nn und Felgcntr.cger; Kh»c 
11: Pro/. Frhr. v. Frcyug-Lonnghovon und Weber: KIa-,,~ 111: Prol. H.dcmlnn und Lange. 

20 Ebd., S. 406 I. 
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schichte mit der Feststellung, seit dem Mittelalter sei das niederdrückende Ergebnis 
einer weitgehenden Emfrcmdung der Rechtswissenschaf( vom Volk festzustellen, 
und zwar aufgnlnd der Rezeption des Corpus Juris im Mittelalter und der Auf­
nahme wesreurop:iisch-liberaler Ideen zu Beginn des 19.JahrhundertS. 
Für die germanistischc und romanistische Disziplin der Rechrsgeschichte schienen 
hiermit und aufgrund vieler anderer paralleler kritischer Stimmen ganz unterschied­
liche Voraussetzungen für die künftige Forschung und Lehre festgeschrieben wor­
den LU sein . Dennoch kann nicht festgestellt werden, daß das NS-Organisationsge­
f1echt den Freiraum für die Forschung völlig eingeengt härte. Die Reaktionen der 
einz.elnen Wissenschaftler auf diesen Anspruch der ~Rechtsführung« müssen aber 
unter dem Aspekt gesehen werden. daß insbesondere in den ersten Jahren der NS­
Herrschaft die Erwartung eines zunehmenden politischen Drucks und der zidbe­
wußten Durchset;wng des völkischen .. Wissenschaft.su-Programrns naheJag. Man 
wird deshalb nur mit großer Vorsicht konforme Bekundungen und Arbeitshypothe­
sen ebenso wie wissenschaftliche Beiträge als Versuche werten dürfen. Freiräume zu 
erhalten. Gerade in den ersten J abren konnte jede Bestätigung des Kurses und jede 
Akklamation eher hemmen als absichern. 
Die romanisrische Disziplin fühlte sich besonders aufgerufen z.um Nachweis des 
völkischen Wertes römischen Rechtsdenkens. An diesem Beispiel erweist sich die 
Doppelbödigkeit luch einer .um des Fachs willen u erfolgenden Anpassung der 
Wissenschaft an Ideologie. Für ein solches politisches Anliegen eignete sich die 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte wenig. Die Vertreter der romanistischen Disziplin 
trugen ihr Anliegen daher in der Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht vor, 
womit sie von vornherein einen eindeutigen Akzem setzten. Bis mindestens 1939 
zog sich diese Bemühung hin . Sie läßt sich gur an den Beiträgen Fran~ Wieackers 
nachvollziehen, der vor allem durch sein Werk ~Privatrechtsgeschichte der Neu­
zeit« bekannrgeworden ist". Der schwankende Boden, auf dem die Anpassung und 
Anbiederung in den dreißiger Jahren betrieben wurde, läßt sich kaum deutlicher 
klarmachen als durch einen Vergleich der damaligen Programmatik mit dem Vor­
WOrt Wieackers von [951, wo es heißt: 

»Ohne die Geschichte der Verwissenschaftlichung des RcchlsbClriebes. wie sie sich in 
Deutschland unter dem heutigen Stichwon einer Rezeption des römischen RC(:h~ voUzog. 
kann sich die soziale und politische Funklion des deutschen Berufsrichtet1ums. ohne die 
Geschichte des Vemunftrechls und der Pandektcnwisscnsch.ft können Grundfragen der 
gegenwänigen Rechtskuhur wie die Emslchung unseres Privatrechlssystems. fast alle Figuren 
der allgemeinen RechLSlheorie. z . B. Begriff und Problem der Venragsfreiheil oder die 
juriSlische Eigemumsordnung kaum wirklich verslandcn. gc:schweige denn über die Berechti­
gung ihrer heutigen Fassung in Gegenwan und Zukunft verständig geuneilt werden .-

Und gerade diese »Berechtigung" ist in den dreißiger Jahren anpasserisch in Frage 
gestellt worden . Wieacker nimmt die NS-Kritik der ~Überfrcmdung" auf und stellt 
in der Zeitschrift .Akademie für Deutsches Recht< fes .. ll 

»Denn Savignys Rückwendung aus dem Naturrecht Lum positiven Bildungsslofi der justinia­
nischen Rechtsbücher. mochte sIe noch so sehr aus romantischem Geblüt stammen, sich noch 
so sehr als lebendige Einsicht in die Zusammenhänge von Volksnlcur und Geist verstehen: in 
der Wirklichkeit des 19.Jahrhunder!5 h~t sie. der bürgerlichen SoziaJ- und Winsch:J!5wdt 
ihrer Zeit gemäß. bekanntlich etwas ~nderes bedeutet: die Grundlage einer neuen positiven 
Rechtswissc.nschaft. die naturrechtliehe Lehre, Gesetzgebung und Praxis zerstörte und im 
Bürgerlichen Gesetzbuch zulelzt den vollkommensten Ausdruck bürgerlichen Denkens 
schul.« 

11 Ersch«nen Gonlllgen tl/p . Fn\z Pnngshelm gcwldmel. 
:u Die Slclluni; der römIschen R«:h"ge>tluth{~ on der heuugen Rtchtsau,bildung. In: ZAkDR. 6, 19J9. 

S.4Q }-406. 
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Diese Entwicklung. so Wieacker. sei ein Verhängnis gewesen. Dem Bürger schien 
nichts richtiger, als gegen bürgerliches Rechtsdenken und römischen Begriffsforma­
Jismus w Felde zu ziehen . Zwar habe sich die Zivilrechtswissenschafl langsam vom 
»Kryptopositivismus« der römischen Quellen entfernt, ließ aber "die drängenden 
Fragen des völkischen Rechts" nur »sparsam« ein : »Seit dem Umbruch hat sie 
vollends eine so schöpferische Rcvolutionierung erfahren. daß es von ihr aus keine 
Rückkehr zur universal-allgemeinen Pandektenwissenschaft geben kann .« 
Dieser kniefallerische Angriff auf die Begriffsjurisprudenz und auf nfalsche Voraus­
setzungen« der historischen Schule suchte gerade durch die Unterscheidung kriti­
scher Ansät:Zc der Nazi-»Rechtserneuerungsbestrebungen« das Fach römische 
Rechtsgeschichte interessant zu machen: Denn die »eigerHliche Rechtsgeschichtc~ 
habe die &scheingeschichclichen Illusionen« der Historischen Schule rücksichdos 
zerstört und die allgemeinen Denkformen der Pandektenlehre »mit völliger Evidenz 
relativiert". Eine jurisprudentia perennis könne es nicht geben für den, der »das 
Recht begreift wie wir«. Dieses »wir« aber begriff Recht nach (933 als völkische 
Erscheinung. Da schien die klassische römische Jurisprudenz »aus den gegenständli­
chen Bedingungen ihrer Lebensordnung gewachsen« und deshalb besonders geeig­
net für den deutschen RechtsslUdcncen . Kein anderer als der Führer habe ja der alten 
Geschichte ~diesen unmiuelbaren enieherischen Gegenwartswert beigemessen« . 
Mithin: eine -rein rechtsgeschichtliche Vorlesung. solcher Obsen'anz suchte die 
Romanistik als wertvoll und völkisch paradigmatisch im Universitätsberrieb durch­
zusetztn . Ähnlich hat Hans Kreller argumentiert'l, wenn er das BGB als Schluß­
stein eines Bauwerks bezeichnet) das »die gemeinrechtliche Wisscnschafr aus frem­

dem und heimischem Material auf deutschem Boden aufgerichtet hac.« 
Die romanistische Wissenschaft fühlte sich schon vom NS-Parteiprogramm her 

beunruhigt. wo es bekanntlich hieß: »Wir fordern Ersatz für das der materialisti­

schen Weltordnung dienende römische Recht durch ein deutsches Gemeinrecht". 
Ihre elastische Reaktion hierauf bestand in der Preisgabe der Jurisprudenz des 

19. Jahrhundet<s und in der historischen Rückwendung zur klassischen römIschen 
Jurisprudenz. KreJler nuancierte stärker als Wieacker. Zwar empfahl er. das römi­
sche Recht ., im Geiste volksbewußter deutscher Wissenschaft« zu bearbeiten, aber 

er warnte auch vor einer Isolierung der deutschen Rechtswissenschaft. Romanisten 
suchten überdies die von der Germanistik so stark herausgestclltcn genossenschaftli­
chen und gemeinschaftsethischen Züge des Rechts herauszukehren im eifrigen 
Bemühen, keine Angriffsflächen zu bieten. So hat Gerhard Dulckeit versucht zu 

beweisen) daß die» Wurzeln des überwundenen Dogmas von der Trennung zwi­
schen Privatrecht und öffentlichem Recht« "in der überlieferten Form« (Ulpian, 
Dig. I. I) I) 2) nicht römisch sein könnenJ.!. 
Die Disziplin »flüchtet~ in klassische Zeitalter, entdeckt dort die völkischen und 

gemeinschaftsbezogenen Quellen römischen Rechtsdenkcns und damit die beque­

men Parallelen, sie entwickelte eine armselige Berührungsangst mit allem, was auch 

nur entfernt nach individualistischer Tradition und nach Begriffsjurisprudenz 
schmecken konnte. Franz Wieacker hat das Programm der Romanistik '935 auf die 
Formel gebracht lf : »Die Rezeption des römischen Rechts in Deutschland stellt die 
deutsche Rechtserneuel1.lng vor eine ihrer größten Aufgaben: diese Begriffssprache 
abzusetzen und dennoch ohne die bequeme Kurzschrift dieser Begriffssigel allge-

II Mons Krcllcr : Die BcdculUng des römJSchen Rech" ,m neuen deutschen Hochschulunl'rTlchl, In: 

ZAkDR. ), 1'36, $. 409-41 L 
'-I Offen!!ich., und p"'·.\I,echl Im rom,seh.n Recht, l, 1935,5.'77-180. 

'5 Fn.nz WiciCker : Relig.on und Recht Im r6mlschcn Stadl5!"', on : ZAkDR, 1, '91j. 5.177. 
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meine und leitende Grundsätze für eine gerechte Gestaltung der deutschen Volks­

ordnung bei privatrechtlichen Konlliktsfällen zu finden.« 
Programmierten nicht namhafte Vertrc'cer in Überschätzung der Kapazität des 

Nationalsozialismus zur »Rechtsemeuerung« den Abschied vom BegriffssysteOl d~s 
BGB, um sich als RechlshisLOriker »freiräume« zu erhalten? Ein .. Krisen bewußt­
sein « im Hinblick auf das römische Recht ist in einer Reihe von Beiträgen faßbar: 
bei Koschaker'6, Genzmer, Kreller, Schönbauer17 und anderen. Dieses jetzt artiku­

lierte Bewußtsein ist niche gleichgestimml mit der älceren Kritik am Einnuß des 
Rechtspositivismus auf das Bürgerliche Gesetzbuch - und auch nicht mit der nach 

1945 fonnulierten. Aber was noch bezeichnender ist, ist das Phänomen. daß auch 
nach 1933 einzelne Romanisten eine von der angepaßlen Meinung abweichende, 
selbständige Interpretation der Krise vertraten und dementsprechend unterschiedli­

che Rcform\'orschläge unterbreiteter). Hier ist in erster Linie Paul Koschaker zu 
nennen, der mit seiner Monographie .,Die Krise des römischen Rechts und die 

romanistische Rechtswissenschaft« den ersten Band einer neuen Schriftenreihe der 
Akademie für Deursches Recht - Gruppe Römisches Recht und fremde Rechte -
lieferee. An so prominenter Stelle erwartete wohl mancher eine nachhaltige Philip­
pika gegen die Rezeption, Pandektenwissenschaft und Überfremdung des deutschen 
Rechts. zumal Koschaker sich am Ende der Schrift zur Frage ,.nationales und 

römisches Recht- äußerte. Wer eine damals gängige Meinung z.u finden hoffle. 
wurde indes enttäusche. Und so war es ein Mißgriff, wenn »völkisch« argumentie­
rende Kollegen wie Wieacker sich auf Koschaker beriefen'!. denn sein Anliegen war, 
daß wieder römisches Recht gelernt wurde, daß man die einseitige Historisierung 

der romanistischen Rechtswissenschaft aufgebe. und dem ganzen heillosen Eifer 
vieler Kollegen. vor allem aber den germanistischen Rechtshistorikern rief er LU: 

,>Nichr desh~lb trClc ich für das römische Recht em, weil es ein merkwürdiges und interessan­
res Recht der Verg~ngenheit isr, sondern ich veneidige es, weil es im Laufe seiner Geschichte 
von 21. Jahrtlusendcn ein wichtiger Faktor der europäischen Kultur geworden isr und hcute 
noch ist . . . «" 

Die Spannungen zwischen römischem und deutschem Recht mußten ;:msgeglichen 
werden ~aus dem einfachen Grunde, weil der Deutsche es nicht als Widerspruch 
empfindet, national zu denken. zu fühlen und zu handeln und dabei doch ein 
Europäer zu sein«. 
Diese Schrift Koschakers entlarvte den Eifer vieler Kollegen als unnötige Verbeu­
gung vor einer antizipierten Entwicklung, die sich als Kombination germanislisch­
nationalsozialistischer Observanz darstellte. In der Sache ging es vielen vennutlich 
um d:as Überleben des Faches und seine Foncxistenz 1Iis Universitätsdis"l.iplin. Die 
Masse der Studenten hatte diese Bemühungen kaum zur Kenntnis genommen, weil 
sich seit jeher nur eine kleine Minderheit für römisches Recht und romanistische 

Rechtsgeschichte interessiert hat. 

Die HaLcung der germanistischen Disziplin der Rechtsgeschichte 

Für diesen Wissenschafrszweig schiencn sich seit {9 B rosige Zeiren zu eröffnen. In 
dcr Tat. wer die programmatischen Bekundungen des ~Reichsrechtsführers" au( 
sich wirken ließ, dem konnee der Gedanke an einen bevorstehenden wissenschaftli-

~6 Koschahr: Oie J<nsc des rom Ischen Rechts und die roml.,mllsch< Rcch"w .. senscha{" Muncncn J9)S . 
'7 In der FestSchrift :tum 60. Grbunsug J'~ul Koschakcrs. We,m.r '9)9. S. 48\ H. 
,8 Wi<a~ker. D,. SteDung der romlSc.hen RcclnsgeschlChle In der hcungcn Rechrsousbildung. S. 40\ (vgl. 

Anm. 21). 
'9 VorwOrt, S. tH . 
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ehen Umbruch kommen. Auch Phrasen können programmatischen Eifer anz:eigen, 
etwa Hans Franks Ausführungen auf der Schlußkundgebung des Deutschen Juri­
stentagcs 19.36. Hier sprach er von der -umfassellden Bedeutung der revolutionären 
Neuformung des Gesamtaufbaus einer deutschen Rechtsgeschichte des Nationalso­
zialismus« und von der ~Befreiung des deutschen Rechtslcbens von den letzten 

Resten einer überwundenen Zeit~. Aber wie das Beispiel der romanistischen Diszi­
plin zeigte, ist das Wissenschaftsverständnis der historischen Disziplinen niche von 
NS-Funktionären gemacht worden. Dies gilt genauso für den germaniStischen 
Zweig, dem die Einkleidung seiner Aussagen in zeitgemäße FO(meln und die 
Akklamation leicht fiel, weil sich im »völkischen« Geschichtsverständnis wissen­
schafdiche und ideologische Inhalte ohnehin überlagerten und häufig ~wiederer­
kannten«. Fachliche und vergröbert ideologisch orientierte Beiträge finden sich in 
einer Art I>Gemengelage«.Jo Freilich ist auch festzustellen, daß sich in der Anfangs­
phase der NS-Herrschaft zahlreiche Funktionäre vor allem in der »Zeitschrift der 
Akademie für deutsches Recht- und in -Deutsches Recht~ zu Fragen der Rechtsge­
schichte zu WOrt meldeten.l' Auf den Deutschen Juristen-Tagen standen Themen 
wie »Rechtsprechung und Gemeinschaft., »Ehre und Gemeinschaft«, "Rasse und 
Recht«, "VoJk, Staat und Recht«,)' im Vordergrund. Die Rechtsgeschichte ist 

gerade in der Anfangsphase stark im Zusammenhang mit der vielbeschworenen 
"Rechtserneuerung« gesehen worden. »Reichsrechtsführer« Hans Frank forderte 
auf dem "Parteitag der Arbeit~ 19.37 eine "Politische Rechtsgeschichte«l). 
Angesichts der in Politik und Wissenschaft bald sichtbaren Auswirkungen der auf 
dem Gemeinschafts- und Rasseprinzip basierenden »Rechtserneuerung« bedürfen 

Selbstverständnis und Rolle der Rechtsgeschichte einer nicht nur immanenten 
Betrachtungsweise. Die Tatsache, daß sie von politischen Erwartungen umstellt 
war, daß auch NachbardiszipJjnen in den juristischen F~kultäten, etwa Staats- und 
StrafrechtH , sich massiv auf die neuen Bedingungen einstellten, kann nicht nur 
"endastend~ gewenet werden. Vielmehr bedarf der Gesichtspunkt, daß Rechtshi­
storiker wissen konnten, welcher Mißbrauch etwa mit dem Gemeinschaftsprinzip 

und mit der "Ehre« getrieben werden konnte, gründlicher Betrachtung. Daß 
prominente J urisren sich ostentaciv dem NS-System zur Verfügung ste!Jten, unter­
streicht nur die Tatsache, daß positiven Äußerungen aus der Wissenschaft eher die 

JO Es 1St d.1he, der Kntik vOn Rodcnch Wahsncr VI den Dlrlesungen von Dieler Schw.b (vgl. Anm. s) 
zuzuSUrnmtn. - R. W<hsner: .Die deutsche RechtsgeschIchte und der FlSch"mu,., m: Der Unrechu­
SIlR Rech. und JUSlU ,m N..,on.alsozl~isOlUS, Frankfun '979.5. 95-104. 

J I Z. ß . Oberreg .. rungsr.ll RudoH Schr:>uL: . ßlutgebundcncs Rech.<, DR 4, '9H. S. 7J 1.; Minmemldirok· 
tor Dr. Nicolar: .Grundsä.zl;ch~s >.iber deo Zusamroenh.ng VOn !Usse und Rech,,, DR 4. '9}4. S. 74 If.. 
Gaul~J1cr SllaLSr.1l Grohe: .Rechuempfinden 'm dcutsch~n Volk •• OR 4, '9)4, 5.79 f., ErwUl NOlCk, 
Gauführer des N5-Junstenbundt!.l: .ElIte vOn Repgo"" , Der W.hTt'r deutschen Rtchtes<, DR 4, '9}4, 
$.274 f.; Remhud Höhn: .Gemelnsch:ili als RtclmprlOUp" DR 4. '9H. S. )0' f.; Re'nhn ~1aurach : 
.Anfänge eIße. vöHmchcn Schutzes Im :Utrus.<tSchen JudtnSlufrtch •• , ZAkDR, 7, '940' 5.l6;>-269. 
Huben Moyer: .. R«hl und RcliglOn bel den Germanen •. ZAkDR, 1, '9H, S. 8-'4. und vldc andere. 

J1 VgJ. die Publihnonen zu den Deutschen Jun<tentasm, vU:>nstaltc. ,t. .RclCh,ugungen des Bundes 
N.llonalsozlilistl,chcr Deutscher Jurmen e. V.U ~. B. '9H. 19}O und '9)9 . 

JJ DR 7, '937, S. J4s{f. 
H HinzuweIsen ware <:twa ou( Proles.<or Dahm (Kiel) O1n se'nem Semag auf dem DeuL<chcn Jun<lentag 

19J6: R,sscvcrr.H. Volksverrat, Treubruch; Roben Neuling, Wien: Di. Gemtonsch;t{t als SubJeh d" 
R",hu, DR. 4, '9H, S. 'Oll. ; Gilbere Rechuw,dngken und Rcdllmaßiglwt .m S'f;llrffht d ... Neuen 
ReIches, ebd .. S.z7j H.; Mo,.r v. filseck: Die UnabhÜlglgken des R.rchters und <eIne Bindung an da< 
Gcscu. Ul : Deutscher Juris.cmag '9J9, S. Jo6-J '7; v. Weber: Vom Sinn der Todcs.nralc. ,n: ZAkDR, 7. 
1940, S. '56-158; Erik Woll: T.trypu, und Ta.enypus. Zur F",gc der Neug!i.aerung dor Verbr«htns· 
lehre, In: ZAkDR, >' '9J9, S. JS8-J6}; W. Graf GJelspacn : RlCh.erliche Rechtsschopfung oder Nullum 
c"men stne lege?, In: ZAkDR, J, 19J6, S. ,671f.; Paulll""kdmlnn: Zum Begriff Gcw.ltycrbr<XJl.r. in 
ZAkDR, 9, '94', S. 191.; Joh,nne, M. Ritter : Die Ehre de, Volkes und mnor Gemcm,ehaftsformen Im 
Str:>frccht. ,n: ZAkDR, J, 19J6. S. 580-590. 
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Wirkung einer Stabilisierung des Regimes zukam als einer Gewinnung von Freiräu­

men. Ger:tde wo sich - wie Dieter Schwab hervorhebt - der Rechtshistoriker die 
Rationalität seiner forschung bewahne und sie dennoch dem Nationalsozialismus 
dienstbar machte, war dieser Effekt der primäre. 
In diesem Zusammenhang ist auf die HichtungsweisendeM Beiträge prominenter 
Gelehrter zur künftigen Aufgabe der Rechtswissenschaft hinzuweisen. erwa auf 

Beiträge der Mitglieder der Akademie für Deutsches Recht wie die von earl 
Schmitc: »Unsere geistige Gesamtlage und unsere juristische Aufgabe~J5 und von 
C. A. Emge: " Über die Aufgaben der Rechtswissenschaft im ncuen Staat«l6. 

Schmitc, führender Mann in der "Reichsgruppe Hochschullehreu, mit dem schönen 
Titel »Reichsgruppenwalteru bedacht. Leiter des Ausschusses für Sraats- und Ver­

waltungsrecht der Akademie für De\ltsches Recht, im ersten Rechenschaftsbericht 
der Akademie als -wissenschafdicher führer des neuen öffentlichen Rechts ,. be­

zeichnet'7, bis zum Umbruch einer der geistigen Vater des Schleicher-Kreises's, 
konstatierte in diesem lapidaren Artikel »den Zusammenbruch einer künsrlichen 
Welt nicht nur im Rechtsdenken, sondern auf allen Gebieten des Geistes und der 
Seele« . Der »positiven Tocalirat der von Adolf Hider gefüluren Bewegung •• stehe 
die *negative Totalität eines allgemeinen Zusammenbruchs gegenüber«. Und er hob 
den Finger : Die Fragmente des Zusammenbruchs des .Überbaues abstrakter Be­
griffe« würden von vielen als ~klassische Vorbilder« den »noch unvollendeten 
nationalsozi~listischen Rechtsformen entgegengehalten • . Eine deutliche Warnung 
an liberale Juristen, an Freunde des Rechtsstaats bürgerlicher Observanz. Dagegen 
stellte Schmitt die »Aufgabe, für das aus unserem ncuen Leben fließende Wissen 
eigene Formen und Begriffe zu finden ... « ~ Wir wollen«, so Schmitt, »nicht 

normativistische Fassaden, sondern konkrete Ordnungen der Wirklichkeit von 
Staat) Bewegung. Volk schaffen .. . heute ist dank dem unwiderstehlichen Vordrin­
gen nationalsozialistischer Gedanken die geistige Initiative auf unserer Seiee« . 
Eine kritische Untersuchung über die deutsche Geschichtswissenschaft kommt zu 
dem Ergebnis, die Historiker hanen - wie die deutsche und nicht-deutsche Öffem­
lichkeit - »nicht begriffen. was der politische Umsturz von t933 bcdeutete •. l9 Mit 
Blick auf die äußersten Konsequenzen gilt dies wohl auch für die Wortführer der 
Rechtserneuerung und ihre Epigonen seit [933. aber Juristen, Rechtshistoriker und 
Historiker konnten sehen, daß eine politische Panei mit r2dibler Weltanschauung 
ansetzte zu einer radikal gemeinten Umorienticrung des Staates und seines Rechts 
ebenso wie zu einem neuen Geschichtsbild . Niemand konnte im Zweifel darüber 

sein. daß Walter Franks "Reichsinstitut für Geschichre des neuen Deutschlands­
und Hans Franks »Akademie für Deutsches Recht« sich eben diesen Zielcn vcr­
schrieben hatten. Eine neue" Wissenschaftsideologie« war unterwegsiO. 

Die germanistische Rechtshistorie sah sich von Anf:mg an in diesen Neuansau aus 
"unserem völkisch-politischen Lebensganzen •• eingebunden. Eines der Symptome 

H ZAkDR, I, 19l4, S. 11 {. 

36 Deutscher Junstcnug, 1936, S. 368-J79. 
37 BA, R 61/5. (01. " S. 7. 
)8 Vgl. Günlcr Moschke: Im Ing.nen C.rI SchmH«, on: Intellektuelle ,m Bann dc.s N,1!1onllsoz,.lismu" 

Ivsg. v. K.. COrlllO, H.mburg '980, S. 1°4-24' (lOI). 
J9 Georg G. Iggtr,: Deul,c.he GesdllChtsWlSSensc.haft, München 1971. S. J14 (d,,·). 
40 N.chhaillg venreten etwa von Ernst Kneck, elOem Heldelberg PadJgogen, der HiIler< Zusllmmung 2U 

haben glaubte und xowohl Kont~te ",u Hans F(ank und WJltcr Frlnk pflegte . S. r. B. S<"'~ BC!I"gt 
"Genn,",sch~ Grundzuge ,m Dtlllsch~n G~sch\Gh"bild., on: HZ ('59) 19J9. S. 514-5l7, und .Das 
Ende eoner Wissenschafl.Sldtolog,e. , In : DR, 4, 19)4, S. '97-)00. Zu Knccks POSItiOn In der $og. 
w,ssensc.h.ftsrdorm vor allem G . Minier: Ern" K "eck und die nauonah02,:tIi,,,,che Wisscn, ch.(tsrc· 
(orm. Fl'3.nkiurt •. M., 1.978. 
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13° hierfür waren erkennbar die erwähnten »wissenschaftlichen« Bemühungen zahlrei­
cher Funktionäre um die germanischen und gemeinschaftsideologischen Elemente 
des neuen Geschichtsbildes. Für das Ansehen und die Substanz des Faches aus­
schlaggebend waren jedoch die Arbeiten der anerkannten Rechtshistoriker, also von 
fachleuten wie Claudius Freiherr von Schwerin, Ouo Brunner, Heinrich Mitteis, 

0[(0 Stolz und anderen. Als Verfasser der hauptsächlich von Studenten benutz.ten 
"Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte« (1934) kam Schwerin eine besondere 
Bedeutung zu. Sein Lehrbuch ist das klassische Zeugnis für die Verbindung der 
wissensch:lfdichen und germanisch-nationalen Tendenzen mit dem »nationalen 

Aufbruch~ '933. Charakteristisch ist aber auch die Bereitwilligkeit. Hit!ers Herr­
schaft als epochales Ereignis für die Periodisierung der deutschen Geschichte 
»sowohl unter dem Gesichtspunkt des nationalen Charakters des Rechts als unter 

dem der Staatsform« zu akzeptieren. Diese Rechtsgeschichte ging aus von einem 
sprachgeschichrlichen Ansatz und einem ~umfassenden. Begriff der Germanen und 
verfolgte die germ:.nisch-deu!schrechdichen Einflüsse durch die Geschichte. Die 
Rccluswissenschaft der Neuzeit war für sie nkeine deutsche« Rechtswissenschaft 
und das Bürgerliche Gcser,buch .weder aus deutschem Geist geschaHen noch mit 
den Mitteln deutscher Rechtssprache geformt~<'. Die verfassungsgeschiehcliche 
Sehweise aus germanistischer Perspekrive hätte konsequenterweise zur Ablehnung 
von Totalitarismus und Führerherrlichkeit führen müssen, aber hier nahm die 
Disziplin teil an den politischen Maßstäben der von der Bismarckära geprägten 
Generationen. Die Weimarer Verfassung erschien ~in ihren einzelnen Ideen weithin 
von älteren und ausländischen Vorbildern abhängig«, was man übersehen hälte, sei, 
"daß staatspolitische Theorien durch gesetzliche Formulierung niclH zu Lebensre­
geln werden«4'. Die »Idee der Volksgemeinschaft". -in der Vereinigung des nationa­
len mit dem sozialen Gedanken aus echt germanischen Empfindungen geboren ... , hat 

über die nationale Erhebung zu einem» Wendepunkt« geführt. Von hier aus kann 
sie nur .im Geiste des Unitarismus unter möglichster Wahrung der ... hisrorisch 
bedingten Eigenart der Länder weitergeführt werden~-IJ. [n gewisser Hinsicht wird 

die Reclmgeschichte nunmehr zur Vorgeschichte der Verfassungsel1twicklung im 
Führerstaat. Schwerin übernimmt die [nrerpretation Carl Schmim mir der Fesmel­
lung. »die ungermanische Zweiheit und GegensätLlichkeit von Staat und Einzel­
nem« sei durch eine .. Dreigliederung von Staat. Bewegung und Volk" überwun­
den. 

Versuche, die Anpassungsbereitschaft nach 1933 kritisch zu erfassen. arbeiten mit 
der Hypothese, daß zwischen Apologetik, bloßen Lippendiensten, zwischen sachli­

cher Konstarierung und Versuchen. von abweichenden Konzepten abzulenken. 
unterschieden werden müsse<\ vielleicht sind auch Versuche. den Nationalsozialis­
mus in gemäßigte Richtungen zu lenken. gemeint. Hinzufügen ließe sich die 

Kombination von Wunschdenken. Anbiederung und Mißverständnis. Schwer;n 
scheint sieh in einer derartigen Motivationslage befunden zu haben, wenn er 
formuliert, der Überwindung der ungermanischell Zweiheit von [ndividuum und 

Staat entspreche "die Aufnahme des germanischen, auf Treue und Gefolgschaft 

beruhenden Führergedankens als Grundprinzip des nationalsozialistischen Staats­
aufbaus. im Gegensatz zu Komm:lndieren und Herrschen,,4!. 

Es kam zu einer eigentümlichen Verschränkung der Disziplinen Rechtsgeschichte 

~ I Schw.nn. Grundzuge, S.lIO. 
41 Ebd., S.lIO. 
43 Ebd., S. J Il. 

-14 Elw. G. M~schkc. lrrg:>nen. S. lOI (vgl. Anm. }S). 
4 j Schwenn, 1'" 
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und Verfassungsrecht, wenn die Rechtsgeschichte sich bemühte ,-u zeigen, daß die 
germanischen Traditionen im NS-Füh.-erstaat Auferstehung und Vollendung gefun­
den hatten und die Verfassungsrechtswissenschaft sich ihre hislorisehe Verlänge­
rung schuf, um die verderblichen Wirkungen undeutschen formalistischen, liberalen 

und bürgerlichen Denkens herauszuarbeiten . Die Rechtsgeschichte politisierte sich 
wie nie zuvor, und m;lIl kann Roderich Wahsner in seiner Feststcllung46 folgen, es 

sei ihre ~objektive Funkrion" gewesen, den Nationalsozialismus als Wiedergeburt 
des deutsch-germanischen Geistes auf dem Gebiet des RechTS zu feiern. Die 

objektive Bedeutung und Wirkung wissenschaftlicher Aussagen ist nicht identisch 

mit den Motivlagen ihrer Urheber - und die politische Reali[ät sah schon 1934 
wesentlich anders aus als das Wunschgemälde des Professors: In keinem Land ist 

wohl damals so nachhaltig komm~ndiert und geherrscht worden wie in Deutsch­

land. 
Heinrich Mincis' ~Motive~ waren bei weitem subtiler als die Schwerins . In der 
Herausstellung der gennanischen Volksgemeinschaft<7, im Hinweis auf die den Staat 
tragenden persönlichen Beziehungen .zwischen Führern und Geführten« oder in 

der Feststellung: "Wir aber haben den Staat des Mittelalters als echten Staat erkannt, 
in dem der Herrscher als Führer des ihm durch Treubande verbundenen Volkes die 
Staatsgewalt im wahren Sinn des Wortes wahrte ,, · !, liegt dicht neben dem wissen­

schafdichen Kern der Aussage, nämlich dieses germanische Herrschaftssystem als 
»echten Staat. zu interpretieren, ein so eindeutig ",zeitgemäßer« Worcgebrauch, daß 

die Frage sekundär wird, ob das HerausJesbare auch so gemeint war. Die Kategorie 
der »Rationalität der Forschung«, die Schwab gegen die Bemühung um historische 
Ideologieverzierung stellt, erweist sich zur Beschreibung gerade der seriös gcbliebe­

nen Historiographie als unbrauchbar. Entscheidend waren im Verhältnis Forschung 
- Nationalsozialismus auch die Formulierung und Tönung von Ergebnissen. "Rl­
tional . gewonnenc Erkenntnisse lassen sich aber leicht in »passende«, »richtig« 

einzuordnende Formen einbringen. Dies ist sehr häufig geschehen, teils aus ideolo­
gischer Bereitschaft, teils wegen der NS-Okkupation zahlreicher zentraler Begriffe 
der Gennaniscik, man denke an Treue, Ehre, Gefolgschaft, Gemeinschaft. Mit 
Ausuicrungen ihrer ),Germanologie« berührte sich die Germanistik überdies mit der 

Rasseideologie des Nationalsozialismus. Man muß hier nicht erst auf die Pseudohi­
storiker Helmut Nicolai und Rudolf Schraut verweisen. die sich ein .. Recht« ohne 
direkten Zus~mmenhang mit ,.Rasse~ offenbar gar nicht vorstellen konnten . 
SchraU!, wichtiger Funktionär der Deutschen Juristentage und in der Akademie für 
Deutsches Recht, erklärte auf dem Juristentag [933 in einem Beitrag» Volk, Staat 
und Rechtu, es gelte bdie alten deutschen Rechtsideen wieder zu erwecken, so daß 
das Gesetz das Spiegelbild der blutsmäßig bedingten Vorsrellung von Anspruch und 
Pflicht is[~<9. Nicolai, Verfasser der schon 19J1 erschienenen Arbeit »Die rassenge­

schichtliche Rechtslehre", die 19'>'> in verschiedenen juristischen Zeitschriften posi­
tive Besprechungen erfuhrSO, erkläne, die »rassengesetzliche Rechcslehre Q sei nach 
der .. legalen Eroberung« der deutschen Staatsgewalt 1933 »sozusagen die Rechts­
theorie Deutschlands geworden«. NicDlai st:md wie Schraut Rosenberg sehr nahe. 

Für seine .. Theorie" berief er sich auf die vom Rassedenken her fehlinterpretieree 

46 Rechrsg~cll1chle und FaschISmus, S.98 ("gl. Anm. JO). 
47 Vgl. etwa: Dor Stlll de> hohen Millcilltcrs. Welml •• 2, Aun. '944, S. 6. 
48 Ebd., S. 49" 
49 In: Deut.Seher Jumlentlg, Berlin ' 9 H , S. 149· 
)0 Z. B. von Prof. Sauer Im ArchIV fur Rechts, und Wiruchaflsphilosophrt und Im Re"h,- und preußischen 

Vcrwaltungsbl.tl. Die }. Auflage ersduo" '9H Im Eher Verlag ,1, Hol. )9 de. Nauon.J,ozl.limsch,n 
Bibliothek. N. hf':1chLe C$ "-um MinJslcn.ldircktor Im RelCh,mnennllnl'lerlUm. 
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lJ2 hisroris,he Rechrsschule. Empirismus und PosiLivismus waren für ihn wie für 
andere Juristen Erzeugnisse des »jüdischen Geistes«!' , Sein auf Gümhers Rasselehre 
gestützrer Beitr<1g auf dem Juristentag 1933 nRasse und Recht« stellte die Rechtsge­
schichte völlig in den Zusammenhang der Rassenentwicklung: Rassenschutz war 
danach die zenrrale Einrichrung bei den .. Ariern« . So vermochten sie dem »verhee­
renden Gifthauch der Zersetzung zu widerstehen".p In solchen »Theorien« einfluß­
reicher Juristen haben wir es mit Extrempositionen zu tun. Aber auch Ordinarien 

betrieben angepaßtc »Germanologie«. wie etwa Herben Meyer (Göcringen) mit 
seiner an OHO Höflers »Kultische Geheimbünde der Germanen- (19.H) angelehn­
ten Erkenntnis der nDoppclnarur des Germanen« : "Zeigen uns doch Gestalten wie 
Arminius und ßismarck, wie unendlich weit sich da in einem einzelnen Menschen 
der Rahmen spannt. Hingebende Treue dem Führer. dem Volk, den Seinen gegen­
über und dämDnische Arglist gegen den Feind! Die Germanen haben diese vielleicht 
mit von den Römern gelernt, aber sie waren ihren Feinden, wenn es darauf ankam, 
auch hierin überlegen. H . 

Die Tatsache. daß relevante Forschungsprobleme, die die germ:mistische Rechtswis­
senschaft auch ohne jede Rü,ksicht auf den Narionalsozialismus auszutragen gehabt 
hätte, in den Sog des ideologischen Klimas nach 1933 gerieten, beleuchtet den 
Zustand im Kernbereich der Disziplin. Dies läßt sich an der Rezeption der in 
wissenschaftliches Neuland vorstoßenden Arbeit OttO Brunncrs » Land und Herr­
schaft«, '939 erschienen und J943 bereits in 3. Auflage vorliegend, erkennen. Dieses 
bedeutende Werk. das so entschieden gegen die Übertragung moderner St:l.1ts- und 
Verfassungsbegriffe auf die Realität mittelalterlicher Herrschafrsstrukturen argu­
mentierte, war zwar selbst nichl frei von Konzessionen. vor allem da, wo es eine 
.. Geschichte der Volksordnung« oder eine npolitische Volksgeschichte. als Zu­
kunftsaufgabc anvisiert 54 oder darauf hinweist, daß die politischen Grundbegriffe 

des Drillen Reiches, "Führung und Volksgemeinschaft" nur »aus germanischen 
Grundlagen" zu verstehen seien H . Brunner spielte selbsr auf den Zusammenhang 
von Verfassungsgeschichte des Mittelalters und NS-Volksgemeinschaft an und 

serzte sich doch gleichzeitig mit Vertretern moderner Verfassungs lehren auseinan­
der. Der Zusammenhang VOn mi[(elaltcrlicher Rechtsgeschichte und modernen 
Auffassungen von Staat und Verfassung kulminiert auch nach ßmnner letztlich im 
Begriff des PDlitischen. Hier aber setzt er sich eindeutig von earl Schmitts Defini­
tion s6 ab, die das Wesen des Politischen durch das Freund-Feindverhältnis bestimmt 
sah, wobei der eigentliche ßesrimmungsfaktor im Fcindbegriff gesehen wurde, 

während Brunner das Politische dann als allgemeines Ordnungsprinzip auffaßt, 
wenn es einen positiven Gehalt habe, nämlich das Freundverhältnis. Eine Rechts­
und Verfassungsgeschichte, die dieses positive Verhältnis als grundlegende Katego­
rie der germanischen Frühzeit und des Mittelalters begriff, stellte sich damals gegen 
eine ganze Schule zeitgemäßer IntcrpreralOren und zeigt im Einzelfall, welche 

Schattierungen umer der Oberfläche grundsärzlicher Bejahung des Führemaats 
existent waren. Sie sind mie der Kategorie der ), R:\tionaliüt. gar nicht zureichend 

crfaßbar. "Rational .. hat auch OltO Stolz polemisiert, als er Brunner in der Zeit­
schrift für Rechtsgeschichte attackierte. Die »völkische Grundlage« schien ihm nicht 

) I Näher zu Niool .. : M. Mcsscrschrmd,: Rcvl,,,on, Neue Ordnung, Knc);. Akzente dcr Völkerrechts"',," 
senschJoft in DeulSchl3nd 19n-J94S, m: Militärgeschlclllliche Millcilungtn 11197', $.64 f. 

S~ Dculscher ]unslenLlg T9lJ, S. ,6l. 
SJ H. Moyer: Rech, und Relig,on bel den G'"fTIl:1ncn, ,n : ZAkDR, S. 8-'4 (9). 
Si Vgl. J. Aufl., $. !87 L 
S S Ebd .. S. S>6. 
)6 In der Schrift .Der Begriff d~, Poliuschen,. 
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genügend herausgearbeitet und die Behandlung der deutschen TelTitorialstaaten 
sachlich unrichtig •• sowie für das Einleben einer gesunden völkischen GeschichtS­
auffassung wohl kaum förderlich .« P 
Heinrich Mineis wies in seiner einfühlenden Besprechungj~ au! eine seit 1940 in der 
NS-Verfassungs rechtswissenschaft immer zentraler werdende Fragestellung hin, 
nämlich auf die sogenannte •• Reichsproblematik.., Brunner wollte sich offensichtlich 
diesem seit dem Sieg über Frankreich modisch gewordenen Thema stellen. Hier traf 
er wiederum auf earl SchmittH , aber auch auf die Phalanx der SS-Vcrfassungsjuri­
sren, die hinter der 1 ~N I begründeten Zeitschrift »Reich, Volksordnung, Lebens­
raum« standen, aber auch auf Ernst Rudolf Huber und jene StaarsrechtSlehrer, die 
sich im OktOber 1940 auf einer Arbeitstagung in Leipzig zu einem Gemeinschaf1s­
werk »Idee und Ordnung des Reiches« zusammenfanden. Huher erläutert im ersten 
Band dieses Unternehmens den hier kulrivierten Reichsbegriff. Diese Vertreter des 
deutschen Verfassungs- und VerwaltungsrechtS meinten, »wenn sie vom Reiche 
sprechen, nicht den durch die drei .Elemente, Hoheitsgewah, Gebiet und Bevölke­
rung bestimmten alten Begriff des Staates, sondern sie denken dabei an das Gefüge 
der führenden und bewahrenden Mac!ll, die aus der europäischen Mitte ausstrah­
lend ihre große Ordnungsaufgahc erfüllt~60. 
Hier genüge der Hinweis, daß sich Brunner, auf der Linie von Mitteis und 
A. SchulteOJ bleibend, gegen die Auflösung des Staatsbegriffs wendet und in der 
3. Auflage seine Auffassung, das Reich sei am Staat zugrunde gegangen, aufgibt. 
Angesichts der mit Hitlcrs Kriegserfolgen aufkommenden Tendenzen in der Staats­
und VerfassungsrechtSwissenschaft liegt hierin ein Versuch, eine außenpolitische 
Insrrumentalisierung der Rechts- und Verfas.sungsgeschichte zu vermeiden und der 
Mode der Zeit in dieser Hinsicht zu entgehen. 
Die Instrumcnulisierung der Rechtsgeschichte für erkennbare oder vcrmutete 
politische Interessen des NS-Regimcs wird hier deutlich. Die Kontroverse um die 
Bedeutung des Gemeinschafts- und Genossenschaftsgedmkens in der deutschen 
Rechtsgeschichte soll hier nicht mehr behandelt werden. Roderich Wahsner6

' hat 
mit Recht darauf hingewiesen, daß die germanistische Genossenschaftsideologie 
keine Chance gegen die endgültige EntScheidung des Regimes zugunsren der 
Beibehaltung kapitalistischer WirtschaftSscrukturen besaß. Dennoch geriet etwa das 
Eigentum in eine »widcrsprüchliche Situation,,6j. Die Rechtsgeschichte bot für dic 
sich den hieraus resultierenden Problemen widmenden Juristen eine Fundgrube, so 
daß eine Reihe historisch orientierter Veröffentlichungen auch von den Autoren 
geliefen wurden, die sich mit Fragen des Staats- und Verfassungsrechts beschäftig­
ten und hier auf dem Gebiet des Privatrechts eine weitere Möglichkeit fanden, dem 
Nationalsozialismus wissenschaftlich an die Hand zu gehen, etwa Werner Weber, 
Ernst Rudolf Huber, Theodor Maunz, Ulrich Scheune.-6', aber auch Erich Jung61, 
Wolfgmg Siebert66, Franz Wieacker, Hans Kutscher und Herbert Meyer, der eines 
der in Frage stehenden Probleme unverhüllt ansprach: "Vor allem müssen wir uns 

17 ZRG (6J) 1941,$.149' 
18 ZRG (64) '944, S · 41~419· 
S9 C.Sehmnc SI'aJbcl!c SO\lv.r.nJuI und frelos Meer . DlS ReIch und Europl. 1941, S.791f. 
60 E. R. Huber (Hrsg.): Idee und Ordnung des ReJch«, Bd. J, Hamburg "941, Vorwon. 
61 A. Schuhe: Der d~ut<chl: S,;\.", Verbssung, M>eh, und Grenzen, '933. 
6. Vgl. Anm. 30. 
6) So A. v. Brünne.:k: Die Eigcmumsordnung Im NanOnllsoZJllismus, 10 : Der Unrcch'sslJa' 11, hrsg. ". 

Redaktion Knltschc JUStiZ, Frankfurt •. M. ,,84, S. ')-)0 (9). 
64 N,ehwcIsc bel v. Srünntck, S. ?lf. 
6j D,ulSchrech,~ehes und Röml$Ch,cch,liches zur Rdorm des Bürgerlich.n Rechts, "" ZAkDR, 1, '914. 
66 GemeJnSch:U1 und bÜ'1;er~ches Recht, m: DR, 4, 19H' S. JO) Ir. 
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IJ4 klar machen, daß die Grenzen zwischen Privatrecht und öffendiehem Recht nicht 
dauernd fest gezogen sind, sondern wechseln je nach der herrschenden Weltan­
schauung« .67 Und daß nunmehr ein Wechsel srattgefunden habe, war der Gedanke. 
der diese Autoren urntrieb.6~ 

An dieser Stelle soll nicht näher auf die Tendenzen in der Verfassungsgeschichce seit 
[933 eingegangen werden. Hierüber ist in dieser Zeitschrift wiederholt berichtet 
worden . Was vor allem auffällt, ist die historisierende Argumentation vieler Staats­

und Verfassungsrechtslehrer, die geradezu eine Disziplin regime-ideologischer Ver­
fassungsgeschichre entwickelt haben, das, in sich wenig einheitlich, Raum für 

zahlreiche Kontroversen ließ. Sowohl die Ergebnisse der Politik Hitlers wie die 
Tendenzen in verschiedenen Partei:t.cmren schlugen hier durch. 

Die schon längst in Gang befindliche wissenschaftliche Unterwanderung der 
Grundlagen der Weimarer Verfassung fand jetzt konkrete Orientierung. Hiders 
Führerstaat, ja Hider als Führer, erschien nunmehr in verfassungsrechclicher Sicht 
als ein Neues, daß die wertvollen geschichtlichen Überlieferungen erst zu voller, 
sinnvoller Entwicklung ernporführte. Es mag genügen, hier auf die wohl wichtigste 
Arbeit zum Führer-Thema hinzuweisen: Heinrich Triepel hat mit seinem Werk 

über die Hegemonie (1938) wohl die historisch. soziologisch und juristisch umfas­
sendste Behandlung des lllemas Führer und Führung vorgelegt69 : ein Buch von 
stupender Wissenschaftlichkeit und zugleich von politischer Anpassung zeugend. 
Es wirft das Problem der Vermittlung zwischen ernster wissenschahlicher Bemü­
hung und [deologie gar nicht erst auf, obwohl es gewiß nicht auf dem Boden der 

letzteren erwachsen war. Es zeigt sich, daß 111eodor Schieders Kategorie einer 
solchen vermittelnden Literatur gerade auf viele ernstzunehmende Forscher nicht 
anwendbar is(70

• Das Buch ist aus wissenschaftlichem und politischem Anliegen 
heraus eine Apotheose »des Führers«, auf seine »Einmaligkeit und Einzigkeit<<. Der 

Führer ist unabhängig gegenüber der "Rechts- und Ämterordnung«. Ein Führerver­
hältnis existiert nur einmal: " Es endet mit dem Tod des Führers; nur wenn der Geist 
des sterbenden Führers in den absoluten Geist eingegangen ist, der Führer zum 
ewigen Gott geworden ist, überdauert die Gemeinschaft mit ihm die sterbliche 
Hülle~71. Zwar gewinnt Triepel seine Kategorien in der Diskussion mit der einschlä­
gigen soziologischen und juristischen Literatur, und er betont auch, daß das 
Führertum seine volle sittliche Bedeutung erst erreicht durch die Selbstbändigung 
der Macht einer Person, die sich enthält, .. Macht zur Herrschaft werden zu 
lassen«7', aber sein Werk ist ein politisch orientiertes und steht im Zusammenhang 
mit einer Flut von Veröffentlichungen über den _Führer«. Diese Literatur setzte vor 

t933 ein, schwoll dann aber gewaltig an. Insgesamt ist sie als Indikator für ein 
antidemokratisches und anti-weima.riscnes Politikverständnis aufzufassen. Triepe! 
bezieht sich nur an wenigen Stellen direkt oder indirekt auf Hitlcr7), aber im Jahre 

1938 war die grundlegende Theorie des Führertums nicht anders als in diesem Bezug 
:zu lesen, zumal ein ganz wesentlicher Hinweis gegeben wird: "SO markante 

Führergescalten wie Cromwell oder Washington, wie Hicler oder Mussolini, sind 
histOrische Ausnahmen. Die Mehrzahl der Führer ist mit viel bescheideneren 

67 Öllentlichcs und [>n" llre<:hl nach genn,nlScher Anschauung, In; ZAkDR., 2, 19JI. S. 49-1 I . 
68 S . • ueh RCIllh,rd H öhn ; GemeIn schaft als RedltSpnrlZlp, In; DR, 4, 19}4, S. )01 ff. 
69 H. Tfle pe! : D ie HegcmOl1le. Ein Euch von führen den SI •. atCn, SlUltg:m (9)8, 2. AIlO. (94), nach Ja hla 

ZILIen Wird. 
70 Th. SchIeder, Hund<r{ Jahre Hi<lorlSche llltschriil (vgl. Anm. 7), S. 69 f. 
7" Tnepel. S. \7. 
7' Ebd. , S· 4· 
73 EI"''' S. 16, 46. 
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Krähen ausgestarter.,,7' Es handelt sich wie bei anderen wichtigen Veröffendichun­

gen der Zeit nicht um die Beschreibung oder Definition eines »ist«, sondern um 

theoretisierende Überhöhung mit historisierendem Hintergrund. Das Werk hinter­
läßt daher den Eindruck, daß es sich bei Hider um eines der seltenen weltgeschicht­
lichen Beispiele echten Führertums handelt. Dieser Auffassung war wohl auch die 

Redahion der Zeitschrift "Deutsches Recht«, als sie (934 einen Beitrag ohne 
AutOrenangabe mit dem Titel "Führung als Rechtsprinzip« veröffentlichte (327 ff.), 
der sich stark an Triepel anlehnte. 
,.Führer" und "Reich«, zentrale Begriffe in der Disziplin Rechtsgeschichte wie in 

der Verfassungsgeschichte in der NS-Zeit, gerieten im Kriege stark in den Sog der 
Militär- und Außenpolitik. Die vielfach behandelte Großraum-Themarik soll hier 

nicbt wiederum dargestellt werden7!. Von besonderem Belang scheint mir aber zu 

zeigen, daß von mediävistischer Seite damals fundierte Kritik an der Vergewaltigung 
der mittelalterlichen Reichsidee seitens der NS-Verfa.ssungsrheoretiker geübt wor­
den ist. Gerade diejenigen, die wie Huber und Schmitt den Begriff des Staates für die 
Reichsideologie zu retten suchten. mußten sich sagen lassen, daß sie historisch 
gesehen auf dem Holzweg waren. 
Das Reich war nicht die große mittelalterliche Führungsmacht. Auch dies haI 1943 
gesagt werden können, und zwar von einem Historiker. der sein Buch dem SS­

Führer und Botschafter in Rom, Hans Georg von Mackensen, widmete76 . Gerade 
mit Blick auf Frankreich, dessen Niederlage '940 die Reichs- und Großraumideolo­
gie besonders inspiriert hat, hieß es bei Friedrich Bock: »Das alte Reich wird bald 
nach seinem ersren Schwächeanfall unrer Heinrich IV. zum Objekt französischer 

Politik. die versuche, die Führung in Europa an sich zu reißen. Von einer Einord­
nung dieses Landes in das Imperium ist nach dem Verfall des Karolingerreiches 
nicht mehr die Rede gewesen~J7 

Schmitts wissenschaftlich widerlegte Großraum- und Reichsforrneltrug Züge kon­
servativer Herkunh. Hinter Hitlers Zielvorstellung blieb sie zurück, vielleicht 
aufgrund fehlender Information. Und Himmlers Idee eines großgermanischen 

Imperiums. die sich wiederum nicht auf das mittelalterliche »Reich« karolingischer 
Tradition berief, ging noch weiter über Schmilts Konstruktionen hinaus. Aber 
deshalb können Schriften wie» Völkerrechtliche Großraumordnung. oder gar »Die 

Wendung zum diskriminierenden Kriegsbegriff« ('938) nicht als Zeichen einer 
Distanzsuche zum Regime gewertet werden7', wenn auch zutriffe, daß Schmitt sich 
im Kriege verstärkt außenpolitisch-völkerrechtlichen fragen zuwandte, übrigens 
mit erheblichem Epigonengcfolge79 • Zum .Reichsproblem~ erschienen zahlreiche 
weitere Arbeiten. Schmirr selbst erweiterte seine Betrachtung ~ Völkerrechtliche 
Großraumordnung« in der 3. Auflage t94t um das Kapitel »Reich und Raum<<. Die 
Tat des Führers war es nach Schmiu, die seinen Reichsbegriff möglich gemacht 
habe. Die Großraumordnung könne »planetarisch«. d. h. erdraumhaft sein, .. ohne 
die Staaten zu vernichten«, aber auch »ohne in ein universalistisch-imperialistisches 

74 S. ,6f. 
75 M~serschmldt, Re\·'~lon, ,. Anm. ! I . 

76 Fr",dnco Bock: RClco"dee und N.lIon,lsu."n, Münch~n 194). 
77 Ebd., S. 9· 
78 Wie es b., G. M1.<chkc, Im Irrg'rlcn S. 13', mgedeulel '" (vgl. Anm. }8). Siehc h,erzu auch Ml"Sser­

«hmldl. R .... ·,slon. S. 8, L (Anrn . ! I) . In den Zusammenhang gehön ouch SchmlllS Schrift: -D .. neue 
Va. neums·., an: Volkerbund und Völkcrrec.hl, ~.Jg., J937/}8. und .To .. l~r Felnd.tot.l.r Kntg, (o ... l~r 
5(,)3". In: Völkerbund und Völkerrtcht, 4·Jg· '937/ )8, S. '39-'45. 

79 Z . lI. 11,rodor Maunz: Geltung und N<ubildu.,~ modemen Völkerrechts. Fr<iburg I . Br. '9}9 (= 
Frciburga Umver;'liil5r.den 1-1.),). u. N. Gurke: Der Begriff d« 10,.I.n Kneges, In: Volkerbund und 
Volkerrech., 4.}&.' '9}11}8, $ .10;>-111. 
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13 6 Weltrechr zu steuern«. Mit Blick auf die deutsche Praxis in Polen und die kom­
mende in Rußland war dies ein an wilhelminische Zeiten erinnerndes Hegemonial­
programm, das sich mit dem Hinweis auf die »Erdraumhaftigkeit . allerdings jede 
Anpassung an künftige außenpolitische Enrwicklungen offen hielt. 
Für solche und ähnliche Raum- und Reichsprogramme wurde J94[ die Zeitschrift 
»Reich, Volksordnung, Lebensraum .. gegründet, hinter der als Herausgeber Wil­
helm Stuckart, Wem er Best, Gerhan Klopfer, der oberste Wehrmachljurist Rudolf 
Lehmann und Reinhard Höhn sunden. Die Debatte um Raum und Reich ging hier 
zwei Jabre lang weiterso. 1943 stellte die Zeitschrift ihre Aktivität ein. 
Im Jahr 1943 dämmene den Reichsbegeislerten, daß sie auf Sand gebaut hatten . 
Auch Carl Schmitt Hat einen bemerkenswert ausstaffierten Rückzug an. Mit seinem 
Aufsatz "Die Lage der europäischen Rechtswissemchaft ([943/44)8', den er an 
verschiedenen ausländischen Universitäten und erst im Dezember 1944 in Leipzig 
vorgetragen haI, errichtete er ein Denkmal seiner Flexibilitär. UnmerkJich wird 
Abschied genommen von der Leerformel der konkreten Ordnung. Savigny wird 
zum großen Vorkämpfer der Rechtswissenschaft. Mit Blick auf ihn erwähnt 
Schmitt noch einmal die konkrete Ordnung des Rechts als geschichtlicher Erschei­
nung. Vom Existenzkampf der Rechtswissenschaft ist die Rede - der vorher von 
ihm, wo er sich überhaupt andeutete, mir seinen Formeln zugedeckt worden war. 
Plötzlich wird auch die \'{fissensch:lft vom römischen Recht zur Trägerin der 
europäischen Rechtswissenschaft. Nunmehr sucht er noch Koschaker zu übertref­
[en. All dies ließ sich gut in romanischen Ländern verkaufen, wo der Vortrag 1943 

und '944 gehalten wurde (Bukarest, Madrid und Coimbra). Die Rechtswissenschaft 
wird "letztes Asyl" - nicht denkbar in seiner konkretco Ordnung vergangener 
Jahre. Und schließlich kommt die späte Erkenntnis: »Wir können uns die wechseln­
den Machthaber und Regime nicht aussuchen." ~ Wir haben uns also gegen eine 
subalterne Inserumenulisierung z.u wehren.... Eine »Opposilionserklärung o ? 
(G. Maschke), ein weitsichtig inszenierter Rückzug, der vielleicht posr festurn ein 
come back ermöglichen konnte? Echte Sorge um die Rechtswissenschah, um das 
Recht? - Niemand kann es genau sagen. 
Aber auch dieses Ergebnis paßt zum Verhalten der hier behandelten Disziplinen in 
der NS-Zeit. Die dem Regime gestellte Kapazität interpretatorischer, begründender 
oder stabilisierender Wissenschaft Jieß sich leicheer als gedacht zurückrufen . 

80 M.un~, Gelnmg und N~ubildung, S. 1& Ir. (V\;I. Anm.79). Näher über di~ Gruppe dieser $1.431.- und 
Völkerrechtler btl I'.ul Kluke: N~"onal.oz\OhSlls<he EUroplldeologlc. 'n: VZG '9JS, S. 24C>-175. Seil 
'940 'Iellte sl,h naoh Klukc cl., .Rcl<h. vor den Europ~be~riff. lm Mao 1940 k.un die Wochcnsehrih 
.Dl' Reich. henus . Vcrbssungstheon. bzw. -'pekulaHon 'I~nd on enger Nachbarschaft mit Propa­
gand~. 

& I [n: Verfassung<rechrliche A uf,ätze. S. 3&6-4l6. 
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